
gerechten Friedensvertrages kein Interesse. Sie verweigern 
unserem Volke die Erfüllung seiner nationalen Forderungen 
und haben statt dessen den Generalkriegsvertrag unter­
zeichnet.

Was bringt der Bonner Separatvertrag dem deutschen 
Volke? Er soll ihm das Recht und die Möglichkeit nehmen, 
einen einheitlichen deutschen Staat zu schaffen. Mit Zustim­
mung der Adenauer-Regierung behalten die Westmächte in 
Artikel 2 des Bonner Vertrages „die bisher von ihnen aus­
geübten oder innegehabten Rechte in bezug auf ... Deutsch­
land als Ganzes, einschließlich der Wiedervereinigung 
Deutschlands". Laut Artikel 7 des Bonner Vertrages über­
nimmt die derzeitige Regierung Westdeutschlands die Ver­
pflichtung, kein Abkommen abzuschließen noch einer Ab­
machung beizutreten, „welche die Rechte der drei Mächte 
auf Grund der genannten Verträge beeinträchtigen."

Die Paragraphen 7 und 8 des Anhangs А zum sogenann­
ten Truppenvertrag enthalten Bestimmungen, die die Ein­
wohner Westdeutschlands mit hohen Gefängnis- und Zucht­
hausstrafen bedrohen, wenn sie Beziehungen zu einer Per­
son, Einrichtung, Vereinigung, Partei oder Regierung außer­
halb des Bundesgebietes und Westberlins aufnehmen oder 
unterhalten. Diese Bestimmungen richten sich in erster 
Linie gegen die Zusammenarbeit der Deutschen, die in Ost 
und West unserer Heimat für die Wiedervereinigung und 
für die Erhaltung des Friedens zwischen den Völkern ein- 
treten.

Westmächte — Gegner der Einheit
Die Herstellung eines einheitlichen deutschen Staates ist 

die ureigenste Angelegenheit des deutschen Volkes. Die 
Westmächte aber wollen es auf mindestens ein halbes Jahr­
hundert von der Lösüng dieser Aufgabe ausschalten. So 
lange soll der unlösbar mit dem Bonner Vertrag verbundene 
Vertrag über die „Europäische Verteidigungsgemeinschaft" 
Geltung haben. Er läßt ein Ausscheiden Westdeutschlands 
aus der sogenannten europäischen Gemeinschaft nicht zu. 
Anläßlich der Unterzeichnung des Europavertrages ver­
öffentlichten die USA, England und Frankreich eine Erklä­
rung, daß sie das Ausscheiden irgendeines Landes aus der 
Gemeinschaft als eine Bedrohung ihrer eigenen Sicherheit 
betrachten werden. Die drei Mächte drohen der Bevöl­
kerung Westdeutschlands also offen mit Waffengewalt, falls 
ein Abkommen über die Wiedervereinigung Deutschlands 
erzielt wird und Westdeutschland aus der europäischen 
Gemeinschaft ausscheiden und seine Truppen aus der 
Europa-Armee zurückziehen will.

Die Westmächte und ihre Kreatur Adenauer haben sich 
durch ihre spalterische Politik in der ganzen Nachkriegszeit 
als Gegner der Einheit Deutschlands erwiesen. Das Bonner 
Diktat soll dieser Politik eine juristische Grundlage geben. 
Die Imperialisten brauchen ein gespaltenes und schwaches, 
zu einer selbständigen Politik unfähiges Deutschland, des­
sen westlichen Teil sie für ihre aggressiven imperialistischen 
Ziele und Interessen mißbrauchen wollen. Als Adenauer 
unter den Bonner Vertrag, der den Westmächten in der 
Frage der Wiedervereinigung Deutschlands außerordent­
liche Rechte einräumt, seine Unterschrift setzte, beging er 
das schändlichste Verbrechen am deutschen Volk.

Die Bonner Regierung und die Westmächte erklären, die 
‘Wiedervereinigung Deutschlands hätte zur unabdingbaren 
Voraussetzung, daß sich die Bundesrepublik an den aggres­
siven Atlantikblock anschließt und ihr antidemokratisches 
Regime auf die Deutsche Demokratische Republik aus­
gedehnt wird. Selbstverständlich kann unter diesen Bedin­
gungen von einer friedlichen Wiedervereinigung Deutsch­
lands nicht die Rede sein. Die Westmächte schlagen damit 
vielmehr bewußt den Kurs auf den Krieg ein.

Der Bonner Vertrag bringt eine weitere Faschisierung 
der politischen Zustände Westdeutschlands. Die demokrati­
schen Kräfte, die für den Frieden und die friedliche Vereini­
gung Deutschlands eintreten, sind bereits jetzt dem Polizei­
terror und der Willkür amerikanischer Agenten ausgesetzt.

Nach dem Inkrafttreten des Generalvertrages beabsichtigen 
die Westmächte, die demokratischen Kräfte mit dem Kriegs­
recht zu unterdrücken. Die Bestimmungen des Bonner Ver­
trages geben Adenauer und den Westmächten unbegrenzte 
Möglichkeiten, deutsche Patrioten unter dem verlogenen 
Vorwand vor Gericht zu stellen, daß sie „die Sicherheit einer 
der drei Mächte oder der Streitkräfte gefährden", ja sogar 
die Absicht, eine solche Gefährdung zu fördern, soll straf­
bar sein.

Verträge von Bonn und Paris — ein Kriegskomplott
Die von Adenauer in Bonn und Paris Unterzeichneten 

Verträge verpflichten Westdeutschland, der sogenannten 
„Europäischen Verteidigungsgemeinschaft" beizutreten, die 
allgemeine Wehrpflicht einzuführen und für die „Europa- 
Armee" Truppenkontingente aller Waffengattungen auszu­
rüsten. Ihre anfängliche zahlenmäßige Stärke soll nach 
Blanks Angaben rund 500 000 Mann betragen. Sie werden 
unter den Oberbefehl des Pestgenerals Ridgway gestellt, 
haben also amerikanischen Interessen zu dienen.

Unter der Flagge einer sogenannten „Verteidigungs­
gemeinschaft" wollen die Westmächte die Bundesrepublik 
an den aggressiven Nordatlantikblock binden. Das Men­
schenpotential und die industrielle Kapazität Westdeutsch­
lands sollen auf diese Weise für die Entfesselung eines 
neuen Weltkrieges im Interesse der amerikanischen und 
englischen Kapitalisten mißbraucht werden. Die Truppen 
der „Europäischen Verteidigungsgemeinschaft", der West­
deutschland beitreten soll, werden dem Oberbefehl der Füh- 
rungsstäbe des Atlantikblocks unterstellt. Ihr Oberbefehls­
haber hat im Krieg die volle Gewalt gegenüber den Vertei­
digungsstreitkräften, die so genannt werden, obwohl die 
Staaten des Blocks von niemandem bedroht werden. Viel­
mehr verkünden nach dem Vorbilde Hitlers die Bonner 
Revanchepolitiker bereits jetzt ihre wirklichen Ziele. So 
erklärte Adenauer am 16. März 1952 in Siegen „die Neu­
ordnung im Osten Europas" als wichtigstes Ziel seiner 
Politik.

Im Vertrag über die Europa-Armee verpflichtet sich die 
Bonner Regierung, auf Weisung des Oberkommandos des 
Atlantikblocks westdeutsche Söldnertruppen in andere, ein­
schließlich afrikanische Gebiete nördlich des Wendekreises 
des Krebses zu entsenden. Westdeutsche Divisionen sollen 
also gezwungen sein, an allen Abenteuern und Aggressionen 
der USA teilzunehmen, darunter auch an der Unterdrückung 
der demokratischen Volksbewegungen in Frankreich, Ita­
lien und anderen Ländern. Der stellvertretende Außenmini­
ster der USA, Bruce, erklärte unlängst im Außenpolitischen 
Ausschuß des Senats, daß die Bonner Regierung durch die 
Verträge verpflichtet wird, auch für Großbritannien, Grie­
chenland und die Türkei* Söldner truppen zu stellen. Damit 
ist der aggressive Charakter des imperialistischen Komplotts 
Adenauers mit den drei Westmächten offen ausgesprochen. 
Damit ist auch die verlogene Phrase von der angeblichen 
Verteidigung der europäischen Kultur entlarvt. Soll Deutsch­
land etwa am Bosporus oder in den Wüsten Kleinasiens 
verteidigt werden? Natürlich hat das mit einer angeblichen 
Verteidigung nicht das geringste zu tun.

Wie kann denn von Verteidigung die Rede sein, wenn 
Adenauer in einem der Briefe, die als Anlagen zum „Vertrag 
über die Europäische Gemeinschaft" gehören, die Forderung 
nach der Bewaffnung der westdeutschen Divisionen mit 
Atombomben, chemischen und biologischen Kampfmitteln 
erhob, wobei er erklärte, daß nur unter dieser Bedin­
gung die Bonner Regierung damit einverstanden wäre, daß 
diese Waffen vorläufig nicht in den Gebieten östlich des 
Rheins hergestellt werden. Also Gift und Gas, Pest- und Seu­
chenerreger sollen ebenso zur Ausrüstung der deutschen 
Söldnertruppen gehören, wie sie heute schon zur Ausrüstung 
der amerikanischen Truppen in Korea gehören.

Jeder Deutsche muß erkennen, daß die Verträge von 
Bonn und Paris ein Kriegskomplott der USA, Englands und 
Frankreichs mit den aggressiven Kräften Westdeutschlands
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